
PLANZEICHNUNG TEIL 
Es gilt die BauNVO 1990 

Amtliche Planunterlage fLir einen Bebauungsplan 
Kreis Dithmarschen Gemeinde Barlt 
Gemarkung Barlt Flur 2 Maflstab 1 „ 1000 
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1) Aufgestellt aufgrund des Au!stellWJgsbeschlusses 
der Gemeindevertretung vom .O.!La8 v'J-'l.!iJO., 
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Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbesch~~~se 
ist durch Abruck in den" Tageszeitungen "810 • .J..8..pß,d~~r erfolgt. 
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G'EM'Ell'-t 'f 
Barlt,den. lf..f: .. l/~.1J~-:f.. ß !,!v„-asca'E?< 

„rgermeister 
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Die frühzeitige Bürgerbeteiligung § 3 Abs.1 Satz 1 BauGB 
ist am i!~ ,0,9,,/(.!(~,'( .. durchgeführt worden. 

Barl t, den. ,(fJ: .. t!~, l,1~1J:1. ·--~✓-
Bürgermeister 

Die von der Planung berüb.rten ~jger Öffentlicher Belange 
sind ni t Schreiben vom /(1,J7.4;./l;/M . . . zur Abgabe einer / 
Stellungnahme aufgefordert worde.e1w--

v ~✓ 
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Die Gemeindevertretung hat am . .J,.? ,D.J,ß$$~ ... den Entwurf des 
Bebauungsplanes mit Begründung beschlossen und zur 
Auslegung bestimmt. - -
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Bürgermeister 
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SATZtJIIG DER , EIIEINDE BARLT ÜBER DIE 1. fi. NDF.RUNG DES 

DAS GEBIET " LEHJF.JIWE G , NÖRDLI CH DER LANDES GTRASS E 1"3 ( SCHUL,'Tll~SSE ) tJIID 

BEBAIJUNGSPL ANES NR. 1 

WEST LICH IM ANSCHLUSS AN DIE VORHA.lfDENE BEBA:JUNG" 

Aufgrund dee § 10 dee Beugeeetzbuches in der Fassung vom 8 .Dezember 1986 ( BGBl.I. S. 2253 ) ,eowie nach§ 82 der Landesbauordnung vom 24.Februar 1983 
( GVOBl.Schl.- H.S.86) wird nach Beochlußfassung durch die Geme i ndevert,-.,tun" vom .O.'f.. OJ..J!f-1,J . und nach !lurchftihrung des An•eigeverfahrens beim Landrat 

des Kreises Dithmarschen folgende Satzung über die 1.Anderung des Bebauun~ap lanes Nr.1 f Ur das Gebiet " Lebjenweg ,nördlich der Landesstraße 173 
( Schulstraße ) und westlich im AnaohluB an die vorhandene Bebauung ",bestehend aus der Planzeichnung ( Tei~ A) und dem Text ( Teil B), erlassen. 
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ZEICHENERKLARUNG 
Festsetzungen 

Pla.nzeichen Erl~uterungen 

Grenze des r äumlichen Gel tun ,:i; s bereichea de r Bfl'ba '.lune::s pl&n~ nderung 

~ lliaohgebiet 

I Zahl der Vollgeschosse ( I ) alo Höchstgren•e 

Re ch t s flrund lage 

§ 9 Abo. 7 BauGB 

§ 9 Ab• .1 Nr.1 BauGB sowie 
§ 6 BauNVO 

§ 9 Abs,1 Nr.1 BauGB sowie 
§ 16 Abo. 2 u.17 BsuNVO 

TEXT TE IL B 

1. Nutzungsbeachränkungen 

in dem fe • tgestztem Mi ach~eliiet a1nd 

a ) die a l lgemeinen zul 8. s s 1gtcin Nutzunp::sarten 
- Tanketollen (nach § 6 Aho.2 Nr.7 BaulfVO ) , 
- Ver,;nü~ngestätten ( ns oh § 6 Abo.2 Nr. 8 Bau\'IIVO 

b) die ausnahmsweise zulä ss i gen Nutzun~sarten 
- Ver,;nügun~aotätten ( n~ch § 6 Abe.3 BauNVO 

nicht zugelassen . 
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GRZ Grundflächenzahl 

FH Firethöhe 

0 offt,ne Bauweise 

==•-...... ....-. Baugrense,di.t nicht überechr1 tten werden darf 

r::: 
0
~ Umgrenzung TOD Flächen zum Anpflanzen TOD Bäumen und Sträu chern 

" " 

" " 

§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB sowie 
§ 22 Abs.2 BauNVO 

§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB sowie 
§ 23 BauNVO 

§ 9 Abs.1 Nr.25a BauGB 

LJ 0 0 mit Lsi1.ungsrochten zu belaatende Flächen zungunsten 
D D D der Schleswag § 9 Abo.1 Nr.21 BauGB 

offener Graben § 9 Abe.1 Nr.16 BauGB 

... --- Beroich ohne Ein- und Aue!a.hrt § 9 Abe .1 BNr.11 BauGB 

• Grundotückezufahrt - Einfahrt - § 9 Ab • .1 Nr . 11 BauGB 

~rstellung ohne Normcharakter 
42 P'l.u.rstücksnummer 

•• 

A /1) 889 190 Nachrichtliche Ubernahme 
. . . n . . . . . . . 

Fläohen für Baubeschränkungen nach§ 29 Str.WG 

5) Der Entwurf der Änderung desBebauungsplanes,beetehend aus der 
Planzeichnung(Teil A) und dem Text (Teil B),q~wie 
die Begründung haben in der Zeit vom 0J.Q$,)./~~1 bis zum .Q~,~~-.1-$f1 
während der Dienststunden nach§ 3 Abs~2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
Die öffentliche Auslegung iot mit dem Hinweis,daß Bedenken und 
Anregungen während der Aualegungefrist von jederm~np schriftlich oder 
zu Protokoll geltend gemacht werden können, am /t<X•(il.!J., V!/. )jj_,j 
in den " Tageszeitungen " ortsüblich bek&n ~ acht worden. 

Barl t, den. /1.i: ·/1.":-,.l.i~~,:1 ... 
Bürgermeister 

6) Der kataatermäßige Bestand am .•.......... . sowie die geometrischen 
Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung werden als richtig 
bescheinigt. 

0 9, 0 kt. 1991 
W:eldorf,den ••..... . .... 

• ................. 
Ltd. Reg. Verm. Direktor 

Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Bedenken und ~nre~p,gep 
eowie die Stellungnahllll'Jn der Träger öffentlicher Belange am O~.O.~.:i(~~ 
geprüft.Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. . /1 /· /.✓ 

G•""""' ')' ~{/ Z( k 
Barlt,den. /1.l~~-/1~~t1 . ß! ! , : M~scaEl'l e:..~ ..... . ~• m Bürgermeister 

Oil!Änderung des 13ebauungsplanes,bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 11.nd 
Text ( Teil B), wurde am D.'t,PY., t!!J!Jtl. von der Gemeinde -✓ertretung 
als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zum Bebauung.ewl~p 'fUrde mit Beschluß der 
Gemeindevertretung vom .Ql/-J).f. ,/t:J.]/J . gebilligt. 

Bar 1 t , den • {11-,,'.\i)-, (1.}l_!l/f. c.Y.~ 

dem 

10) 

11) 

12) 

DieÄnderung des Bebauungsplanes ist nach § 11 Abs.1 Halbsatz 2 BauGB am f.1.1,.J!~-.A.~~,:1 .. 
dem Landrat des Kreises Dithmarschen angezeigt worden. 

Dieoer hat mit Verfügung am PY,, p~_. ( f.§.~~ Az: .~O/l.,.~J..+,kQ/9P.&. erklärt, 
daß er keine Verletzung von RechtsTorsc ten geltend macht. , / 

Barlt,den.J .h.,_D~-/1.~~~ C.'--L._~qj 
S'Urgermeister 

Die Beba.uungsplansatzung,beatehend aus er Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text ( Teil B ),wird hiermit a ertigt. ✓ 

GE:";tr'f ~ 
11 O" ,1ao ~ n. ,1.asca.El'< 

"'-"• _, . .o o 0.. •" o<'U" ~ 
Barlt,den •.. • •· •·· · · · · · ~• ~ ,ii~~~~~i~t~~ - · 

Die Durchführung des Anzeigeverfahrens zur Anderung desßebauungsplanes sowie 
die Stelle,bei der der Plan auf Dauer während der U1enststunden 
Ton jederaann eingesehen werden tipµi und über den Inhalt Auskunft 
zu erhalten ist, sind am :4/f,t);!,,:f.,,~il,. •• ortsüblich bekanngemacht •erden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung 
Ton Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägwng sowie auf die Rechtefolgen ( § 215 Abs.2 BauGB) und weiter 
auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigun~s~n~pi;i,ic~en ( § 4 4BauGB) 
hingewiesen worden.Die Satzung ist mithin am.IJtl, 0':t,~~9~ .. 
in Kraft getreten. 

2. Gestaltun~ der baulichen An l agen 

Dachform: 

Dachneigung: 

Dacheindeckung: 

Satteldach 
Auenahmen : Flachdach bei untergeordneten 

Nebenanlagen und Garagen 
20° - 30° 
Ausnahmen : 0 - 20° bei A.nbaut&n und Ga.ragen 
.Jllchpfannen,Tafeln aus Faserzement oder 
beoohichteten Profi l blechen 

Verblendmauerwerk 
Ausnahmen: Tafe]n aus Faserzement oder besch i chte ten 

Profilbleohen 

3. Höhen der baulichen Anlagen 

3.1 Hohenlage des ErdgeschoßfuBbodens 

Die Oberkante dee Erdgeocboß!ußbodens ( Sockelhöhe im Rohbau) darf i .M. C,4m 
über OK Gel8.llde,im Bereich der überbaubaren Gn:.ndatücksflächen,nicht überschre i ten. 

3.2 Firsth öhe 

Die Firsthöhe darf 8, 0m über OK des Erdgeschoßfußbodens nicht überschreiten . 

4. Erschließung 

5. 

6. 

Das Grundstück darf von der L 173 ( Schulstraße ) nur in dem dafür 
vorgesehenen Einfahrtbereich in einer Breite von 3,20 !II. erschlossen werden. 
Weitere Zugänge oder Zufohrt en zur L 173 sind nicht zulässig. 

Einfriedigungen 

Einfriedigun,.;en an den öffentlichen Verkehrsfliichen der L 173 dürfen nicht 
aus geschlossenen Mauern über 0 ,6 m Höhe,Draht oder großflächigen Tafeln 
aus Metall,ICunst• toff,Holz oder Faserzement hergestellt werden. 
Die max.Höhe darf 1, 0 m über dem Geh- und Radweg der L 173 nicht überschreiten. 

Bauten im Ber~ich d~r Hochspannungsleitung 

All• BauTorhaben,die im Bereich der Hochspannungsleitung ( 20 kV - Freileitung ) 
innerhalb eines Streifens TOn 20 m liegen, gemessen von der Leitungsachse, sind 
vor Baubeginn mit der Schlea,•ag in Heide abzustimmen. 
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1. Anderu ng 
des Bebauungsplanes Nr. 1 

der Gemeinde Bar lt 
Für das Gebiet '"Lehjenweg. nördlich der Landesstraße 173 

(Schulstraße) und westlich im Anschluß 

an die vorhande ne Bebauung " 



B E G R ü N D U N G 

zum Bebauungsplan Nr. 1 - 1. Änderung/Erweiterung -
der Gemeinde Barlt für das Gebiet "Lehjenweg, nördlich 

der Landesstraße 173 (Schulstraße) und westlich im 
Anschluß an die vorhandene Bebauung" 

1. Allgemeines 

2. 

Der Bebauungsplan Nr. 1 der Gemeinde Barlt ist am 28.12.1973 
genehmigt worden. Das ca. 2,1 ha große Gebiet des Be­
bauungsplanes sieht Festsetzungen für Baugrundstücke in all­
gemeinen Wohngebieten und Mischgebieten vor. Die Baugebiete 
sind mit eingeschossigen Wohnhausbauten in offener Bauweise 
bebaut. 

Die Erschließunganlagen sowie die vorgesehenen Ver- und Ent­
sorgungsanlagen sind hergestellt. 

Notwendigkeit der Erschließung und Planungsziele der Gemeinde 

Das Baugebiet einschl. der angrenzenden Wohnbebauung nördlich 
und südlich des Plangeltungsbereiches stellt eine Streusi_ed­
lung mit einer Wohnstruktur außerhalb der bebauten Ortslage 
von Barlt dar. 

Der Grundstückseigentümer des Grundstückes Nr. 9 (Flurstück 
44) betreibt ein Lebensmittelfahrgeschäft (Fuhrunternehmen) 
und beabsichtigt, seinen Fahrzeugpark zu erweitern. Das Grund­
stück liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungs­
planes Nr. 1 mit der Baugebietsfestsetzung eines allgemeinen 
Wohngebietes (WA). Das derzeitige Grundstück läßt eine Be­
triebserweiterung in dem geplanten Umfang nicht mehr zu. Der 
Betriebsinhaber beabsichtigtg deshalb, auf dem angrenzenden, 
bereits erworbenen Grundstück (Flurstück 42) des vorliegenden 
Änderungs-/Erweiterungsbereiches (Grundstücksgröße ca. 
2.100 m2 eine Unterstellhalle für den Fuhrpark zu errichten. 

Durch die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes soll die 
planungsrechtliche Voraussetzung für das Vorhaben geschaffen 
werden. 

Das Grundstück wird entsprechend der geplanten Nutzung als 
Mischgebiet (MI) festgesetzt. 

Die Änderung/Erweiterung des Bebauungsplanes soll lediglich 
der Betriebserweiterung des vorhandenen Betriebes dienen. Die 
Gemeinde beabsichtigt, auf dem Grundstück des Änderungs-/Er-



3. 

4. 

-2-

weiterungsbereiches die nach§ 6 Abs. 2 Nr. 7 und 8 BauNVO 
allgemein zulässigen Nutzungsarten 

- Tankstellen 
- Vergnügungsst~tten 

sowie die nach§ 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 

- Vergnügungsstätten 

nicht zuzulassen (siehe Text Teil B). 

Der Standort außerhalb der festgesetzten Ortsdurchfahrt an der 
Landesstraße 173 (L 173) sowie die vorhandene Wohnstruktur des 
Baugebietes läßt derartige Nutzungen nicht zu: 

- Störungen durch zusätzlichen Kfz-Verkehr für die Wohnbe­
völkerung in den Nachtzeiten 

- unzureichende Verkehrsverhältnisse außerhalb der festge-
setzten Ortsdurchfahrt an der L 173 

- mangelnde Flächen für den ruhenden Verkehr. 

Nach dem Flächennutzungsplan der Gemeinde wird der Änderungs­
bereich als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Bei 
einer künftigen Änderung des Flächennutzungsplanes wird die 
Fläche berücksichtigt und als gemischte Baufläche ausgewiesen. 

Maßnahmen für die Ordnung des Grund und Bodens 

Da sich der Änderungsbereich/Erweiterungsbereich bereits im 
Eigentum des Nutzungsberechtigten befindet und öffentliche 
Flächen nicht in Anspruch genommen werden, sind keine baden­
ordnenden Maßnahmen nach dem BauGB erforderlich. 

Versorgungseinrichtungen 

Die vorgesehene Versorgung des Gesamtgebietes des Bebauungs­
planes mit Strom, Brauch- und Löschwasser gilt auch für den 
Bereich der vorliegenden Erweiterung des Bebauungsplanes. 

Die Versorgung des Gebietes wird durch die vorhandenen Ver­
sorgungsanlagen sichergestellt. 

5. Entsorgungseinrichtungen 

5.1 Müllbeseitigung 

Die Müllbeseitigung erfolgt in geschlossenen Gefäßen über die 
zentrale Müllabfuhr. 

Die Müllbeseitigung ist durch Satzung über die Abfallbeseiti­
gung im Kreis Dithmarscheng geregelt. 
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5.2 Abwasserbeseitigung 

6. 

Das Schmutzwasser aus dem gesamten Baugebiet wird mit Rück­
sicht auf die Reinhaltung der Gewässer über Kanalisations­
leitungen der gemeindlichen zentralen Kläranlage zur Reinigung 
zugeführt. 

Das anfallende Oberflächenwasser wird in die vorhandenen Vor­
fluter des Sielverbandes Barlt geleitet. 

Die Einleitung des Oberflächenwassers in die Vorfluter hat im 
Einvernehmen mit den Fachbehörden und dem zuständigen Siel­
verband zu erfolgen. 

Straßenerschließung 

Die ausgebaute L 173 (Schulstraße) ist als Erschließungsstraße 
für das angrenzende Baugrundstück innerhalb des Änderungs-/ .,. 
Erweiterungsbereiches festgesetzt worden. 

Das Grundstück liegt an der freien Strecke (außerhalb der 
festgesetzten Ortsdurchfahrt) der L 173. Zur Erschließung des 
Grundstückes liegt eine Nutzungserlaubnis für eine Zufahrt von 
der L 173 zu dem Grundstück nach dem Straßen- und Wegegesetz 
vor. Die allgemeinen und technischen Bestimmungen der 
Nutzungserlaubnis vom 15.06.1987 durch das Straßenbauamt 
Itzehoe (Nr. der Erlaubnis: 3/1988) sind auch weiterhin nach 
Rechtskraft des vorliegenden Bebauungsplanes zu beachten. 

Neben der genehmigten Zufahrt sind keine weiteren Zufahrten 
und Zugänge zur L 173 zulässig (siehe auch Festsetzungen im 
Teil A und B des Bebauungsplanes). 

7. Ruhender Verkehr 

Der ruhende Verkehr innerhalb des Gesamtgebietes des Bebau­
ungsplanes wird durch die erforderlichen Stellplätze auf den 
Grundstücken und durch die vorhandenen öffentlichen Parkplätze 
ausreichend gedeckt: 

Bebauungsplangebiet 23 WE 23/1 = 23 St. 
Erweiterungsgebiet 
3 Beschäftigte 3/3 = 1 St. 

24 St. 
------------

erforderlich. 

Daraus errechnen sich 

24/3 = 8 öffentliche Parkplätze. 

Insgesamt sind jedoch 10 Parkplätze festgesetzt und ausgebaut 
worden. 

·.•.:,. 
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Der ruhende Lkw - Verkehr für den Betrieb inner ha lb des Ände­
rungs-/Erweiterungsbereiches wird auf dem Grundstück selbst 
durch den Bau einer Unterstellhalle bzw . durch die Herrichtung 
von Stellflächen sichergestellt . 

8 . Na tur - und Landschaftsschut z 

Die Errichtung der baulichen Anlagen innerhalb des Änder ungs - / 
Erweiterungsbereiches auf den bislang landwirtschaftlich ge ­
nutzten Flächen , stellt nach dem Landschaftspflegegesetz 
(LPf legG ) ei ne n Eingriff in Natur und Landschaft dar . 

Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach dem LPfl eg G sowe it 
auszugleichen, wie dies zur Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist . 

Der Eingriff soll durch eine Grüneinbindung des Grundstückes 
zur freien Landschaft nach Westen und Norden ausgeglichen 
we rden . Die Flächen sind im Bebauung spla n - Teil A - nach § 9 
Abs . 1 Nr . 25 a BauGB für ei ne Bepflanzung festgesetzt worden . 
Die Bepfl an zung mit standortgerechten Bäumen und Sträuchern 
und die dauernde Unterhaltung (Pflege) ist durch den Grund­
stückse igentümer zu übernehmen . 

Die Grüneinbindung des Grundstückes zur freien Landschaft so ll 
auch zur Vermeidung der Beeinträchtigung des Orts- und Land­
schaftsbildes dienen . 

9 . Ko s ten 

Durch die 1 . Änderung/Erweite rung des Bebauungsplanes Nr . 1 
entstehen der Gemeinde keine weiteren Erschließungskosten . 

Bar lt , den /1 t, /l J.. , ;1 _g_g;t 

Gemeinde Ba rlt 

-




